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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz) vom 27, Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1110), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Wasserhaushalts- 
gesetzes vom 6. August 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 611), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 wird folgende Nummer 1 a ein- 
gefügt: 

„1 a, das Meer zwischen der Küstenlinie bei 
mittlerem Hochwasser oder der seewär- 
tigen Begrenzung der oberirdischen Ge- 
wässer und der seewärtigen Begrenzung 
des Küstenmeeres (Küstengewässer),'', 

2. In § 3 Abs, 1 wird folgende Nummer 4 a ein- 
gefügt: 

„4 a. Einbringen und Einleiten von Stoffen in 
Küstengewässer, wenn die Stoffe von 
Land aus eingebracht oder eingeleitet 
werden oder, wenn sie in Küsten- 
gewässer verbracht worden sind, um sich 
ihrer dort zu entledigen." 

3. Es wird folgender neuer Dritter Teil eingefügt: 

„Dritter Teil 

Bestimmungen für die Küstengewässer 
§ 32 a 

Erlaubnisfreie Benutzungen 

Die Länder können bestimmen, daß eine 
Erlaubnis oder Bewilligung nicht erforderlich 
ist 

1. für das Einbringen von Stoffen zur Er- 
richtung und Änderung von Anlagen so- 
wie zu Zwecken der Fischerei, 

2. für das Einleiten von Grund-, Quell- und 
Niederschlagswasser, 

3. für das Einleiten von Abwasser, wenn 
dadurch die Eigenschaften eines Küsten- 
gewässers nicht oder nur in einem un- 
erheblichen Ausmaß nachteilig verändert 
werden. 

§ 32 b 

Reinhaltung 

Stoffe dürfen am Küstengewässer nur so 
gelagert oder abgelagert werden, daß eine 
Verunreinigung des Wassers oder eine son- 
stige nachteilige Veränderung seiner Eigen- 
schaften nicht zu besorgen ist. Das gleiche gilt 


für die Beförderung von Flüssigkeiten und 
Gasen durch Rohrleitungen." 

Die bisherigen Dritter, Vierter, Fünfter und 
Sechster Teil werden Vierter, Fünfter, Sech- 
ster und Siebenter Teil. 

4. In § 41 Abs. 1 Nr. 1 treten an die Stelle der 
Worte „oder den Vorschriften des § 26 oder 
des § 34 Abs. 2" die Worte „oder den §§ 26, 
32 b oder 34 Abs. 2". 

Artikel 2 

§§ 16, 17 des Wasserhaushaltsgesetzes gelten für 
Benutzungen der Küstengewässer mit der Maßgabe, 
daß 

1, alte Rechte und alte Befugnisse nach § 16 
Abs. 2 Satz 2 nur erlöschen, wenn ihre In- 
haber nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 aufgefordert worden 
sind, sie zur Eintragung in das Wasserbuch 
anzumelden, 

2. die Frist nach § 17 Abs. 1 mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes beginnt. 

Artikel 3 

(1) Artikel 6 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über das 
Internationale Übereinkommen zur Verhütung der 
Verschmutzung der See durch öl, 1954, vom 
21. März 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 379), geändert 
durch das Gesetz vom 26. Juni 1964 (Bundesgesetz- 
blatt II S. 749), erhält folgende Fassung: 

„2, Küstengewässer im Sinne des Wasserhaus- 
haltsgesetzes durch öl im Sinne des Arti- 
kels I des Übereinkommens oder durch öl- 
haltige Gemische mit einem Ölgehalt von 
0,1 vom Tausend oder mehr verschmutzt." 

(2) In Artikel 3 des Gesetzes zu den Änderungen 
vom 11. April 1962 des Internationalen Übereinkom- 
mens zur Verhütung der Verschmutzung der See 
durch öl, 1954, und zur Änderung des Gesetzes vom 
21. März 1956 vom 26. Juni 1964 (Bundesgesetzbl. II 

S. 749) treten an die Stelle der Worte „seewärts des 
Änwendungsbereichs des Wasserhaushaltsgesetzes 
vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1110) Küsten- 
gewässer" die Worte „Küstengewässer im Sinne 
des Wasserhaushaltsgesetzes". 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemeines 
1. Zweck des Gesetzes 

Die Novelle hat das Ziel, den Geltungsbereicii des 
Wasserhaushaltsgesetzes für bestimmte Vorschrif- 
ten auf die Küstengewässer zu erstrecken. Unstreitig 
gelten z. Z. das Wasserhaushaltsgesetz und die 
Landeswassergesetze nur für die Binnengewässer, 
nicht aber für die Küstengewässer (vgl. Begründung 
zum Wasserhaushaltsgesetz, BT-Drucksadie 2072 
der 2. Wahlperiode S. 21). 

Die Entwicklung in allen Produktions- und Lebens- 
bereichen sowie der zunehmende Wohlstand haben 
zur Folge, daß mehr und mehr flüssige und feste 
Abfallstoffe anfallen, deren Behandlung und un- 
schädliche Beseitigung in der dicht besiedelten Bun- 
desrepublik bereits erhebliche Schwierigkeiten be- 
reiten. Bei Stoffen, deren Unschädlichmachung an 
Land schwierig und aufwendig ist, liegt es deshalb 
nahe, sie ins Meer einzuleiten oder zu versenken, 
um sich ihrer auf diese Weise zu entledigen. Es 
ist in aller Welt in zunehmendem Maße zu beob- 
achten, daß Unternehmen, in denen solche Abfall- 
stoffe anfallen, diese in die See einbringen oder 
zukünftig einbringen wollen und neue Betriebe 
u. a. auch aus diesen Gründen Standorte in Küsten- 
nähe wählen. 

Die Aufnahmefähigkeit des Meeres erscheint unbe- 
grenzt: in der Tat brauchen beim Meer nicht die 
Maßstäbe angelegt zu werden, die für die Binnen- 
gewässer gelten. Doch darf nicht übersehen wer- 
den, daß das regellose Einbringen flüssiger und 
fester Abfallstoffe in die See, insbesondere in 
Küstennähe, zu Schäden führt oder führen kann, 
die sich mittelbar oder unmittelbar auf das mensch- 
liche Dasein auswirken. 

Verunreinigungen der Küstengewässer bleiben an- 
gesichts der Wasserbewegung nicht lokalisiert. Sie 
können durch die Tide an die Küste und zu den 
Flußmündungen getragen werden, ebenso aber auch 
durch parallel zur Küste wirkende Strömungen weit 
verdriftet werden und damit in andere Gewässer- 
bereiche gelangen. Insbesondere können Verunrei- 
nigungen im unmittelbaren seewärtigen Bereich 
der Flußmündungen durch die Tide-Bewegung in 
den Unterläufen der Flüsse flußaufwärts getragen 
werden und dadurch die Reinhaltung der Binnen- 
gewässer erschweren oder beeinträchtigen. 

Gegenwärtig können in das Meer einschließlich der 
Kütsengewässer Abwässer eingeleitet und Abfall- 
stoffe eingebracht werden, ohne daß die Möglich- 
keit besteht, auf Grund von Rechtsvorschriften 
regelnd und ordnend einzugreifen. Lediglich zur 
Verhütung der Verschmutzung der See durch öl 
ist 1954 ein internationales Übereinkommen getrof- 
fen worden, dem die deutschen gesetzgebenden 


Körperchsaften in der Form eines Bundesgesetzes 
zugestimmt haben. Darüber hinaus bemüht man 
sich gegenwärtig, auch der nachteiligen Verschmut- 
zung der hohen See durch giftige radioaktive und 
andere schädliche Abfallstoffe Herr zu werden und 
das Einbringen dieser Stoffe international zu regeln. 
Um so mehr ist eine gesetzliche Regelung für die 
Reinhaltung der im eigenen Hoheitsbereich liegen- 
den Küstengewässer notwendig. Hier ist nicht nur 
ein erhöhter Schutz der Meeresfauna und Meeres- 
flora sowie auch der Fischerei und des Krabben- 
fanges nötig, sondern es gilt, auch den Gütezustand 
im Interesse weiterer Nutzungen durch den Men- 
schen vorsorglich zu schützen und zu sichern. 
Angesichts der zu erwartenden Entwicklung des 
Wasserbedarfs in der Bundesrepublik Deutschland 
besteht die Möglichkeit, daß in den küstennnahen 
Gebieten zukünftig auf Meerwasser zur Deckung 
des Trink- und Betriebswasserbedarfs zurückgegrif- 
fen werden muß. In Niedersachsen ist an der Nord- 
seeküste bereits eine Versuchsanlage zur Entsal- 
zung von Meerwasser, für Trinkwasserzwecke ge- 
plant. Aus diesen Gründen, aber auch im Interesse 
des Badens, der Erholung sowie schlechthin im 
Interesse der Volksgesundheit müssen die Küsten- 
gewässer einschließlich des Strandes schon jetzt 
gegen Verunreinigungen geschützt werden. Das 
Einbringen von Abfallstoffen und das Einleiten von 
Abwasser kann deshalb nicht mehr uneingeschränkt 
zulässig bleiben. Es muß einer wasserbehördlichen 
Kontrolle unterworfen werden. Das soll durch 
diese Novelle des Wasserhaushaltsgesetzes erreicht 
werden. 

2. Zuständigkeit des Bundes 

Der Entwurf stützt sich auf Artikel 75 Nr. 4 des 
Grundgesetzes (Rahmen Vorschriften über den Was- 
serhaushalt). Seine Vorschriften sollen verhindern, 
daß die Wassergüte der Küstengewässer beeinträch- 
tigt .wird. Zum Recht des Wasserhaushalts gehören 
auch Vorschriften über die Wassergüte (BVerfGE 15, 
S. 1 ff., 15). Der „Wasserhaushalt" im Sinne von 
Artikel 75 Nr. 4 des Grundgesetzes ist nach Wort- 
laut und Zweck der Vorschrift nicht auf binnen- 
ländische Gewässer beschränkt. Schon die Wechsel- 
wirkung zwischen der zunehmenden Verunreini- 
gung der Küstengewässer und der Wassergüte bin- 
nenländischer Gewässer namentlich im Bereich von 
Flußmündungen macht Vorschriften über die Rein- 
haltung der Küstengewässer notwendig. Zudem 
gewinnen die Küstengewässer mehr und mehr was- 
serwirtschaftliche Bedeutung. 

Das Bedürfnis für eine bundesgesetzliche Regelung 
über die Reinhaltung der Küstengewässer unter den 
in Artikel 72 Abs. 2 ÖG aufgeführten Vorausset- 
zungen ist gegeben. Insbesondere fordert es die 
Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit, daß 
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die Reinhaltung der Küstengewässer im Grund- 
satz bundeseinheitlidi geregelt wird, es also aus- 
geschlossen wird, daß das Einbringen und Einleiten 
von Stoffen in Küstengewässer in einem Küstenland 
einer strengen Zulassung unterliegt, in einem ande- 
ren Küstenland dagegen einsdiränkungslos erlaubt 
ist. 

Die derzeitigen Möglichkeiten, auf polizeilichem 
Wege gegen die Verunreinigung der Küstengewäs- 
ser vorzugehen, reichen nicht aus. So kann ins- 
besondere auf Grund der in Schleswig-Holstein gel- 
tenden Polizeiverordnung zum Schutze der Küsten- 
gewässer und des Meeresstrandes vom 17. Mai 1943 
(Amtsblatt der Regierung Schleswig-Holsteins S. 67), 
die u. a. eine polizeiliche Genebmigungspflicht für 
das Einleiten von Abwasser und das Einbringen 
von festen Stoffen in die Küstengewässer enthält, 
keine Reinhaltung der Küstengewässer erreicht 
werden, wie dies vorsorglich im Interesse des Ge- 
meinwohls notwendig ist. 

3. Kosten des Gesetzes 

Das Gesetz belastet den Bund nicht mit Kosten. 
Den Küstenländern werden durch seine Ausführung 
voraussichtlich nur geringfügige Verwaltungs- 
kosten entstehen. 


11. Einzelvorschriften 
Zu Artikel 1 
Zu Nummer 1 (§ 1 WasHG) 

Die Abgrenzung der Küstengewässer entspricht der 
Regelung in § 9 Abs. 1 Nr. 2 a des Gesetzes über* 
Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der See- 
schiffahrt vom 24. Mai 1965, BGBL II S. 833. Zum 
Küstengewässer gehört auch das Wattengebiet. 

Die Einbeziehung der Küstengewässer in § 1 

WasHG hat zur Folge, daß mit Ausnahme des nur 
für oberirdische Gewässer geltenden Zweiten Teils 
und des nur für das Grundwasser geltenden Vier- 
ten (bisher Dritten) Teils alle Vorschriften des Was- 
serhaushaltsgesetzes auch auf die Küstengewässer 
anzuwenden sind. Das gilt nicht nur für die Vor- 
schriften über die behördliche Zulassung einer Ge- 
wässerbenutzung, sondern auch für die Haftung 
nach § 22 WasHG und für die Straf- und Bußgeld- 
vorschriften (§§ 38 ff. WasHG). Allerdings haben 
die Vorschriften über die behördliche Zulassung von 
Gewässerbenutzungen für Küstengewässer nicht die 
gleiche Bedeutung wie für oberirdische Gewässer 
und das Grundwasser, weil nur wenige Benutzungs- 
formen der Küstengewässer einer behördlichen 
Erlaubnis oder Bewilligung bedürfen sollen (vgl. 
die Begründung zu Artikel 1 Nr. 2). 

Zu Nummer 2 {§ 3 Abs. 1 WasHG) 

Für den Zweck des Gesetzes, die Küstengewässer 
vor nachteiligen Verunreinigungen zu schützen, 
genügt es, die in der Vorschrift bezeichneten Arten 
des Einbringens und Einleitens von Stoffen als neue 


Benutzungstatbestände einzufügen. Außerdem gilt 
auch für die Küstengewässer § 3 Abs. 2 Nr. 2 
WasHG, nach dem bestimmte Einwirkungen auf die 
Beschaffenheit des Wassers als Benutzung gelten. 
Da diese Vorschrift nicht auf bestimmte Gewässer- 
arten (oberirdische Gewässer, Grundwasser) be- 
schränkt ist, findet sie als Folge der Änderung des 
§ 1 WasHG ohne weiteres auch auf die Küsten- 
gewässer Anwendung. Vorerst ist ein Bedürfnis, 
weitere Benutzungen der Küstengewässer, z. B. die 
Entnahme von Wasser, den Vorschriften des Was- 
serhaushaltsgesetzes zu unterwerfen, nicht zu er- 
kennen. 

Zu Nummer 3 (neuer Dritter Teil) 

Ein neuer Teil für die besonderen Bestimmungen 
für Küstengewässer ist erforderlich, da die beson- 
deren Bestimmungen für oberirdische Gewässer bei 
den Küstengewässern weitgehend nicht zutreffen. 
So kommen insbesondere das Verbot des § 26 
Abs. 1 WasHG, die Vorschrift über Reinhalteord- 
nungen (§ 27 WasHG) und die Vorschriften über 
die Unterhaltung und den Ausbau (§§ 28 bis 31 
WasHG) für Küstengewässer nicht in Betracht. 

Zu § 32 a 

Es entspricht dem Rahmencharakter des Wasser- 
haushaltsgesetzes, wenn es den Ländern überlassen 
bleibt, die Fälle des Einbringens und Einleitens von 
Stoffen in Küstengewässer, in denen eine Erlaub- 
nis oder eine Bewilligung nicht erforderlich sein 
soll, festzulegen. Hierbei ist vornehmlich an Benut- 
zungen im Sinne des Gemeingebrauchs (§ 23 
WasHG) und zu Zwecken der Fischerei {§ 25 
WasHG) zu denken. 

Die Befugnis der Länder, das Einbringen oder Ein- 
leiten von Stoffen von der Erlaubnispflicht freizu- 
stellen, muß allerdings dem Zweck des Gesetzes 
entsprechend eingegrenzt werden. Beim Einbringen 
von Stoffen zur Errichtung und Änderung von 
Anlagen, z. B. von Bauwerken, Anlegestellen, Dei- 
chen usw., >vie auch zu Zwecken der Fischerei (vgl. 
§ 25 WasHG) sind Verunreinigungen der Küsten- 
gewässer nicht zu befürchten. Ebenso ist das Ein- 
leiten von Grund-, Quell- und Niederschlagswasser 
zu beurteilen. Anders verhält es sich jedoch mit 
dem Einleiten von Abwasser. Hier kann eine 
Befreiung von der Erlaubnispflicht nur in den Fäl- 
len zugelassen werden, in denen eine schädliche 
Auswirkung auf die Küstengewässer nicht zu be- 
fürchten ist. 

Zu § 32 b 

Das Verbot der Lagerung und Ablagerung wasser- 
gefährdender Stoffe sowie der Beförderung wasser- 
gefährdender Flüssigkeiten und Gase durch Rohr- 
leitungen an einem Küstengewässer ist der ent- 
sprechenden Vorschrift für die oberirdischen Ge- 
wässer, dem § 26 Abs. 2 WasHG, nachgebildet. 
Diese Schutzbestimmung soll der Gefahr Vorbeu- 
gen, daß auf diesem Wege, also nicht durch Benut- 
zung, verunreinigende Stoffe in die Küstengewässer 
gelangen. 
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Zu Nummer 4 (§ 41 Abs. 1 WasHG) 

Der Verstoß gegen § 32 b WasHG soll ebenso wie 
der Verstoß gegen § 26 Abs. 2 WasHG als Ord- 
nungswidrigkeit geahndet werden können. 

Zu Artikel 2 

Die §§ 15 bis 17 WasHG sollen auch für die 
bestehenden Benutzungen an den Küstengewässern 
gelten. 

Für alte Rechte und alte Befugnisse nach § 15 
WasHG an den Küstengewässern ist nach Inkraft- 
treten dieser Novelle gemäß § 16 WasHG zu ver- 
fahren. Nur dann erlöschen gemäß § 16 Abs. 2 
Satz 2 WasHG die alten Rechte und die alten Befug- 
nisse, die nicht innerhalb der angegebenen Frist 
bekannt geworden oder angemeldet worden sind. 

Für die anderen alten Benutzungen nach § 17 

WasHG an den Küstengewässern soll die in § 17 
angegebene Ubergangsfrist von 5 Jahren erst mit 
Eintritt der Erlaubnisbedürftigkeit dieser Benutzun- 
gen, also mit dem Inkrafttreten der Novelle, zu 
laufen beginnen. 


Zu Artikel 3 

Die durch Artikel 3 geänderten Vorschriften bedro- 
hen die Ölverschmutzung in Küstengewässern mit 
Strafe. Diese Strafvorschriften sind auf das Inter- 
nationale Übereinkommen zur Verhütung der Ver- 
schmutzung der See durch öl zugeschnitten und 
werden nicht dadurch entbehrlich, daß die Straf- 
vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes künftig 
auch in den Küstengewässern gelten. Es erscheint 
aber notwendig, den räumlichen Geltungsbereich 
dieser Strafvorschriften neu zu bestimmen. Zur Zeit 
gelten sie in den Küstengewässern „seewärts des 
Anwendungsbereichs des Wasserhaushaltsgeset- 
zes". Da der Entwurf den Geltungsbereich des Was- 
serhaushaltsgesetzes seewärts bis zur Grenze des 
Küstenmeers verschiebt, könnten Zweifel darüber 
entstehen, ob künftig der alte oder der neue An- 
wendungsbereich des Wasserhaushaltsgesetzes für 
die besonderen Straftatbestände der Ölverschmut- 
zung maßgebend ist. Artikel 3 stellt durch eine 
Änderung des Wortlauts der Vorschriften klar, daß 
ihr räumlicher Geltungsbereich durch die vorgese- 
hene Erstreckung des Wasserhaushaltsgesetzes auf 
die Küstengewässer nicht verändert werden soll. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Artikel 1 

1. Hinter Nummer 1 ist folgende Nummer 1 a ein- 
zufügen: 

,1 a. § 1 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Die Länder bestimmen die seewär- 
tige Begrenzung derjenigen oberirdischen 
Gewässer, die nicht Binnenwasserstraßen 
des Bundes sind." 

Begründung 

In § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Entwurfs eines Bundes- 
wasserstraßengestzes (BT-Drucksache V/352) 
werden nur die seewärtigen Begrenzungen der 
Binnenwasserstraßen des Bundes festgelegt. Für 
die Begrenzung der sonstigen oberirdischen Ge- 
wässer gibt es bisher keine Regelung. 

2. In Nummer 2 s'ind in Nummer 4 a hinter dem 
Wort „Land" die Worte „oder künstlichen 
Inseln" einzufügen. 

Begründung 

In den Küstengewässern gibt es schon jetzt Bohr- 
inseln, und es wird künftig noch mehr künstliche 


Inseln geben, von denen ebenso wie vom Land 
aus Stoffe in das Wasser eingeleitet werden. 

3. In Nummer 3 erhält § 32 a folgende Fassung: 

„§ 32 a 

Erlaubnisfreie Benutzungen 

Die Länder können bestimmen, daß eine Er- 
laubnis oder Bewilligung nicht erforderlich ist 
für das Einbringen und Einleiten von Stoffen, 
wenn hierdurch die Eigenschaften des Küstenge- 
wässers nicht oder nur in einem unerheblichen 
Ausmaß nachteilig verändert werden." 

Begründung 

Das Wort „Anlagen" in Nummer 1 könnte zu der 
von einigen Ländern nicht geteilten Annahme 
führen, daß das Errichten von Anlagen in einem 
Gewässer eine Gewässerbenutzung im Sinne von 
§ 3 WasHG sei. Die unter Nummern 1 bis 3 auf- 
gezählten Ausnahmen reichen nicht aus. Außer 
den dort genannten Fällen könnte z. B. das Ein- 
bringen von Baggergut von der Erlaubnis und 
Bewilligung freigestellt werden. Die vorge- 
schlagene umfassendere Ausnahmemöglichkeit 
entspricht den Notwendigkeiten der Reinhaltung 
der Küstengewässer. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Artikel 1 Nr. 1 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß hinter den Worten „von Land aus" eingefügt 
wird „oder aus Anlagen, die in Küstengewässern 
nicht nur vorübergehend errichtet oder festgemacht 
worden sind". 

§ 3 Abs. 1 Nr. 4 a des Wasserhaushaltsgesetzes sollte 
dann aus sprachlichen Gründen wie folgt gegliedert 
werden: 

„Einbringen oder Einieiten von Stoffen in Küsten- 
gewässer, wenn diese Stoffe 

a) von Land aus oder aus Anlagen, die in Küsten- | 
gewässern nicht nur vorübergehend errichtet 
oder festgemacht worden sind, eingebracht oder 
eingeleitet werden oder 

b) in Küstengewässer verbracht worden sind, um ! 
sich ihrer dort zu entledigen." 

Begründung 

Der Begriff „künstliche Insel" erscheint im Wasser- 
recht für die Bohrinsel wenig geeignet. Es handelt 
sich hierbei um eine Anlage im Gewässer. Mit der 
Formulierung „Anlagen, die in den Küstengewäs- 
sern nicht nur vorübergehend errichtet oder fest- 
gemacht worden sind" würden im übrigen außer der 
Bohrinsel auch andere Anlagen, wie z. B. für län- 
gere Zeit in Ufernähe befestigte, schwimmende Re- 
staurationsbetriebe oder Wohnschiffe erfaßt. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 

§ 32 a sollte wie folgt neu gefaßt werden: 

u§ 32 a 

Die Länder können bestimmen, daß eine Erlaub- 
nis oder Bewilligung nicht erforderlich ist 

1. für das Einbringen von Stoffen zu Zwecken 
der Fischerei, 

2. für das Einleiten von Grund-, Quell- und Nie- 
derschlagswasser, 

3. für das Einbringen und Einleiten von anderen 
Stoffen, wenn dadurch die Eigenschaften eines 
Küstengewässers nicht oder nur in einem un- 
erheblichen Ausmaß nachteilig verändert wer- 
den." 

Begründung 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt, 
soweit er auf eine umfassendere Möglichkeit der 
Befreiung von der Erlaubnis oder Bewilligung für 
das Einbringen und Einleiten von Stoffen abzielt. 
Wegen der erforderlichen Übereinstimmung mit den 
entsprechenden Vorschriften des Wasserhaushalts- 
gesetzes für oberirdische Gewässer (vgl. § 25 und 
§ 23 in Verbindung mit den Vorschriften der Lan- 
deswassergesetzc) sollten jedoch die Nummern 1 
und 2 des § 32 a im wesentlichen beibehalten wer- 
den. Es sollten in der Nummer 1 nur die Worte „zur 
Errichtung und Änderung von Anlagen sowie" ge- 
strichen und die Nummer 3 so erweitert werden, 
daß auch für alle nicht in den Nummern 1 und 2 
genannten Stoffe das unschädliche Einbringen oder 
Einleiten in die Küstengewässer von der Erlaubnis 
oder Bewilligung freigestellt werden kann. 
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